
  

 

  

 

 

 

Allgemeinverfügung 

des Bundeszentralamtes für Steuern 

vom 30.03.2026 

Freistellung von der deutschen Kapitalertragsteuer gemäß § 50c Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Einkommen-
steuergesetz (EStG) i.V.m. § 43b EStG bzw. Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

Aufhebung der in der Freistellungsbescheinigung enthaltenen Auflage zur Abgabe der jährlichen 
Meldung freigestellter Kapitalerträge (MURI-Meldung) 

Die in den Bescheinigungen gemäß § 50c Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG über die Freistellung von der 
deutschen Kapitalertragsteuer enthaltene Auflage, wonach der Gläubiger der Kapitalerträge dem 
Bundeszentralamt für Steuern jährlich bis zum 31. Mai des auf den Zufluss folgenden Kalenderjahres 
eine Meldung über jährlich zugeflossene Kapitalerträge vorzulegen hat, wird aufgehoben. 

Der Widerruf der Auflage erfolgt nach § 131 Abs. 1 Abgabenordnung (AO) mit sofortiger Wirkung. 

Diese Allgemeinverfügung gilt für alle laufenden Freistellungsbescheinigungen, die eine 
entsprechende Auflage enthalten. Sie und damit die Aufhebung der vorbezeichneten Auflage gilt 
hingegen nicht für Bescheinigungen, in denen sich die Freistellung vom Steuerabzug auf Kapitalerträge 
aus sammel- oder sonderverwahrten Aktien bezieht, die bei der Clearstream Europe AG auf einem 
besonderen Unterkonto abgesetzt wurden (Fälle von sog. abgesetzten Beständen). 

Im Übrigen behalten die Freistellungsbescheinigungen sowie sämtliche weitere Nebenbestimmungen 
der Freistellungsbescheinigungen ihre Wirksamkeit. 

Die Aufrechterhaltung der Auflage zur Abgabe der Meldung freigestellter Kapitalerträge in der 
Freistellungsbescheinigung ist nicht mehr erforderlich, da die betreffenden Informationen nunmehr 
im Antragsformular abgefragt werden. In den Fällen von sog. abgesetzten Beständen genügt dies 
jedoch nicht, so dass weiterhin eine Meldung der Kapitalerträge innerhalb von vier Wochen nach 
Zufluss erforderlich ist. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Diese Allgemeinverfügung können Sie mit dem Rechtsbehelf des Einspruchs anfechten. Der Einspruch 
ist beim Bundeszentralamt für Steuern, 53221 Bonn, schriftlich einzureichen, diesem elektronisch zu 
übermitteln oder zur Niederschrift beim Bundeszentralamt für Steuern in Bonn, An der Küppe 1, 53225 
Bonn zu erklären. 

Die Frist für die Einlegung eines Einspruchs beträgt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an 
dem Ihnen diese Entscheidung bekannt gegeben worden ist. Die Frist für die Einlegung des Einspruchs 
gilt als gewahrt, wenn dieser bei dem Bundeszentralamt für Steuern innerhalb der Frist angebracht 
oder zu Protokoll gegeben wird. 



 Bei der Einlegung des Einspruchs soll der Verwaltungsakt bezeichnet werden, gegen den der 
Rechtsbehelf gerichtet ist. Es soll angegeben werden, inwieweit der Verwaltungsakt angefochten und 
seine Aufhebung beantragt wird. Ferner sollen die Tatsachen, die zur Begründung dienen, und die 
Beweismittel angeführt werden. 

Gez. Sennlaub 


